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Vorwort der 
Ministerin für Justiz 
und Gesundheit

Sehr geehrte Damen und Herren 
Abgeordnete, 
sehr geehrte Interessierte,

Schleswig-Holstein verbessert seit Lan­
gem nachhaltig die Strukturen des Op­
ferschutzes. Und nicht zuletzt die bei­
den Tätigkeitsberichte, die Sie gera­
de in den Händen halten, werden Ih­
nen deutlich machen, dass dieser Weg 
auch in den letzten Jahren sehr erfolg­
reich fortgesetzt worden ist:

So hat das Justizministerium am 1. Juli 2020 die 
Zentrale Anlaufstelle für Opfer von Straftaten und 
deren Angehörige eingerichtet.

Fast zeitgleich ist Frau Stahlmann-Liebelt zur ers­
ten ehrenamtlichen und unabhängigen Opfer­
schutzbeauftragten des Landes ernannt worden.

Um die vielfältigen Aufgaben des Opferschutzes 
im Lande noch weiter voranzubringen, haben 
wir zudem am 1. April 2022 die Stabsstelle Op­
ferschutz eingerichtet. Mit dieser Stelle bündeln 
und koordinieren wir die vielfältigen Opferschutz­
aktivitäten des Landes, so wie es auch in unserem 
aktuellen Koalitionsvertrag vorgesehen ist.

Bereits im Koalitionsvertrag für die vergangene 
Legislaturperiode waren wichtige Maßnahmen 
zur Stärkung der Hilfe für Opfer von Straftaten 
vorgesehen. Mein Haus hat diese Vorhaben er­
folgreich umgesetzt und darüber hinaus konkrete 
neue Hilfeleistungen auf den Weg gebracht.

Seit April 2022 haben wir ein für den Opferschutz 
wichtiges Landesgesetz. Es ist das „Gesetz über 
die Zentrale Anlaufstelle für Opfer von Straftaten 
und deren Angehörige und die Opferschutzbe­
auftragte oder den Opferschutzbeauftragten des 
Landes Schleswig-Holstein" - kurz: das Opferun­
terstützungsgesetz.

Die gesetzliche Verankerung der Aufgaben der 
Zentralen Anlaufstelle und der Opferschutzbeauf­
tragten unterstreicht die Bedeutung dieser bei­
den Institutionen und sorgt zugleich für Rechts­
sicherheit, zum Beispiel auch durch Schaffung 
einer Grundlage für die erforderliche Datenver­
arbeitung.

Wie wichtig der Aufbau der Zentralen Anlaufstelle 
für Betroffene von Straftaten war und welch große 
Bedeutung hier einem bereits vorhandenen Netz­
werk zukommt, ist uns allen durch die schreckli­
che Tat in einer Regionalbahn bei Brokstedt leider 
sehr deutlich vor Augen geführt worden. Neben 
ermittlungs- und strafrechtlichen Fragen war eine 
schnelle und angemessene Unterstützung der 
von dieser Straftat betroffenen Menschen unbe­
dingt erforderlich. Hierzu gehörten zuvorderst die 
Angehörigen der Getöteten und die direkt Ver­
letzten. Aber auch Zeuginnen und Zeugen des 
Vorfalls sowie den vor Ort helfenden Einsatzkräf­
ten von Polizei, Feuerwehr, Rettungsdiensten und 
anderen Hilfseinrichtungen sollte Unterstützung 
angeboten werden.

Durch die Opferschutzbeauftragte und meine 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Zentralen 
Anlaufstelle wurde deshalb unter anderem um­
gehend ein Runder Tisch aller Behörden und 
Einrichtungen, die für die Hilfe für Betroffene der 
Brokstedter Messerattacke relevant sind, einberu­
fen. Dieser hat eine Koordinierung der erforder­
lichen Hilfen, eine schnelle Vernetzung der Betei­
ligten und damit eine gute Absprache ermöglicht. 
Die Details der getroffenen Maßnahmen sind auf­
grund des Zeitraums nicht Gegenstand der hiesi­
gen Tätigkeitsberichte, sondern werden im nächs­
ten Turnus behandelt werden.

Menschen, die durch eine Straftat psychisch oder 
physisch verletzt worden sind, gehen zum Teil sehr 
unterschiedlich mit ihrer Situation um. Manche 
brauchen sofort Unterstützung, andere wollen erst­
mal ihrem Alltag nachgehen, um wieder Stabilität 
zu erlangen und brauchen unter Umständen erst zu 
einem viel späteren Zeitpunkt Hilfe. Hier gilt es, sehr 
genau hinzuschauen, die unterschiedlichen Bedürf­
nisse auszumachen und auf diese einzugehen.



Wir müssen uns stetig hinterfragen, anpassen und 
auf neue Herausforderungen reagieren. Ich denke 
da zum Beispiel an die Zugangswege für Verletzte 
zu ihren Rechten und Hilfemöglichkeiten. Wir wol­
len besser auf sprachliche Barrieren eingehen und 
nach technischen Lösungen suchen, die den Be­
troffenen den Weg durch den bürokratischen „An- 
tragsdschungel" erleichtern.

Wenn sich auch nicht immer verhindern lässt, 
dass Menschen Opfer von Kriminalität werden, 
so sollen die Betroffenen wissen: Wir lassen Sie 
nicht allein!

Die vorliegenden Tätigkeitsberichte für das Jahr 
2021/22 geben einen Überblick über die vielfälti­
gen Tätigkeiten im zweiten Jahr nach Errichtung 
der Zentralen Anlaufstelle und nach Ernennung 
der Opferschutzbeauftragten.

Für ihr großes Engagement in diesem so wichti­
gen wie sensiblen Bereich danke ich unserer Op­
ferschutzbeauftragten Frau Stahlmann-Liebelt 
und allen Mitarbeitenden der Zentralen Anlauf­
stelle und der Stabsstelle Opferschutz von gan­
zem Herzen.

Ul vdu bedut
Prof. Dr. Kerstin von der Decken

Ministerin für Justiz und Gesundheit des 
Landes Schleswig-Holstein
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Einleitung

Auch das zweite „Amtsjahr" der Opferschutzbe­
auftragten (OSB) stand deutlich unter dem Ein­
druck der Auswirkungen der Pandemie. Viele Tref­
fen mussten digital abgehalten werden, was ge­
rade bei Erstkontakten als Einschränkung erlebt 
wurde.

Unter bestimmten Rahmenbedingungen konnten 
gegen Ende dieses Tätigkeitsjahres wieder per­
sönliche Kontakte wahrgenommen werden.

Das zweite Jahr der Tätigkeit der Opferschutzbe­
auftragten war u.a. geprägt durch die Begleitung 
der Erarbeitung eines Opferunterstützungsgeset­
zes (OuG). Die eigenen und die Erfahrungen von 
Opferschutzbeauftragten anderer Bundesländer 
hatten die Notwendigkeit deutlich gemacht, eine 
rechtliche Grundlage für die Tätigkeiten der Zent­
ralen Anlaufstelle und der Opferschutzbeauftrag­
ten zu schaffen. Dabei ging es insbesondere um 
den Austausch von Daten bei Großschadensla­
gen oder auch anderen Krisensituationen. Ohne 
den zeitnahen Transfer der Daten Betroffener von 
den Einsatzkräften und Ermittlungsbehörden an 
die Anlaufstelle wäre eine unbürokratische und 
schnelle Vermittlung der Betroffenen in u.a. Un­
terstützungseinrichtungen nicht zu leisten. Das 
Gesetz enthält in §6 Abs. 1 Satz 3 einen Vorbe­
halt, wenn es andrerseits um die Datenweiterga­
be durch die Anlaufstelle bzw. die Opferschutz­
beauftragte geht, hier ist im Regelfall eine Ein­
willigungserklärung der Betroffenen erforderlich. 
Diese wird in Akutsituationen, bei drohenden Ge­
fährdungslagen und schweren Verletzungen u.U. 
nicht einzuholen sein, in diesen Situationen muss 
eine Datenweitergabe ohne Einwilligung geprüft 
werden.

Ein weiterer Schwerpunkt des zweiten Jahres wa­
ren die Vorbereitungen zur Eröffnung des ers­
ten Childhood-Hauses in Flensburg. In vielen Be­
sprechungen mit den unterschiedlichen Diszipli­
nen sowie den Architekten wurde das Haus dem 
zukünftigen Zweck entsprechend umgebaut und 
eingerichtet. Die Themen Technik, Schallschutz 
und Sicherheit waren dabei von besonderer Re­
levanz (siehe unter ìli 1).

Schon im ersten Tätigkeitsjahr wurde beschlos­
sen, einen Opferschutztag in Schleswig-Holstein 
durchzuführen, sobald es die pandemiebeding- 
ten Rahmenbedingungen zulassen würden. Die­
ses Projekt wurde für September 2022 in Aussicht 
genommen und die ersten Vorüberlegungen 
dazu begannen in diesem Tätigkeitsjahr.

Im Mittelpunkt der Arbeit der Zentralen Anlauf­
stelle und der OSB steht der Anspruch, Ratsu­
chenden passende und weiterführende Hinwei­
se auf Unterstützungsdienste zu geben. Es wird 
inzwischen deutlich, dass Probleme z.T. struktu­
reller Natur sind. Insoweit wird die Aufgabe sein, 
auch diesbezüglich nach Lösungen unter Einbin­
dung aller Beteiligten zu suchen.

Die Zusammenarbeit der Mitarbeiter und Mit­
arbeiterinnen des Ministeriums mit der Opfer­
schutzbeauftragten verlief auch in diesem Jahr 
kollegial und aufgeschlossen, die Kooperations­
partnerinnen und Kooperationspartner waren un­
eingeschränkt an einem regemäßigen Austausch 
interessiert.
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Il Kontakte mit Ratsuchenden

Der Kontakt mit Ratsuchenden wurde in erster Li­
nie durch die Mitarbeiterinnen der Zentralen An­
laufstelle wahrgenommen und z.T. das jeweilige 
Anliegen gemeinsam erörtert. In Einzelfällen wur­
de die Opferschutzbeauftragte persönlich ange­
sprochen bzw. angeschrieben.

U.a. ging es z. B. um die Frage, ob es nach einem 
lange zurückliegenden sexualisierten Übergriff 
durch eine Person im sozialen Umfeld einen Be­
rufsschadensausgleich gibt, wenn aufgrund der 
sexualisierten Übergriffe die in Aussicht genom­
mene Berufsausbildung nicht durchgeführt wer­
den konnte. Dies ist unter bestimmten Vorausset­
zungen erst ab dem 1.1.2024 nach dem neuen So­
zialen Entschädigungsrecht vorgesehen.

Einige Anfragen bezogen sich auf Unterstüt­
zungsmöglichkeiten während der Dauer von Ver­
fahren wegen sexualisierter Gewalt gegen Kinder 
oder häuslicher Gewalt.

Auch die Dauervon Entschädigungsverfahren war 
mehrfach Thema der Anfragen.

Wiederholt wurde in den Anrufen auf die unbe­
friedigende Situation hingewiesen, dass nach 
richterlichen Gewaltschutzanordnungen bei Zu­
widerhandlungen durch den Verursacher keine 
oder nur eine sehr zögerliche Fortsetzung des 
Verfahrens zur Anordnung von Ordnungsmitteln 
erfolgt. Die Betroffenen wussten regelmäßig über 
die Voraussetzungen des weiteren Verfahrensab­
laufes nicht Bescheid, zum Beispiel, dass sie selbst 
einen entsprechenden Antrag beim Gericht stel­
len und die Beweismittel beibringen müssen.

Detaillierte Angaben zu den Anfragen finden sich 
in dem „1. Teil: Tätigkeitsbericht der Zentralen An­
laufstelle für Opfer von Straftaten und deren An­
gehörige" unter II. 2.
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Ill Mitarbeit in Gremien

1. Childhood-Haus Flensburg

Die Opferschutzbeauftragte nahm an zahlreichen 
Strategiesitzungen zur Eröffnung eines Child- 
hood-Hauses in Flensburg teil. In ihrer Zeit als Be­
hördenleiterin der Staatsanwaltschaft Flensburg 
war von ihr schon seit 2019 das Thema kindge­
rechte Justiz gefördert und im Rahmen von inter­
disziplinären Fachtreffen diskutiert worden. Da­
rauf aufbauend konnte das Projekt inzwischen 
in Flensburg umgesetzt werden (siehe Näheres 
dazu auch im Tätigkeitsbericht 2020/2021, S. 53 f.). 
Dazu waren etliche Treffen mit den beteiligten 
Professionen, aber auch mit den Architekten er­
forderlich, um alle Vorgaben erfüllen zu können 
(schalldichte Türen, getrennte Zugänge, medizini­
sches Equipment). Im August 2021 fand eine ers­
te Informationsveranstaltung unterTeilnahme von 
Innenministerin Sabine Sütterlin-Waack und Jus­
tizminister Claus Christian Claussen statt.

3 https://www. child- 
hood-de.org/bloq/ 
ein-childhood-haus- 
fuer-flensburg/

Im April 2022 wurde das Haus schließlich unter 
Mitwirkung der drei für Justiz, Inneres und Sozi­
ales zuständigen Ministerien mit großem media­
len Interesse eröffnet3. Die Gäste wurden von der 
OSB begrüßt, weitere Grußworte sprachen die In­
nenministerin und der Justizminister. Aus der Rede 
von Innenministerin Sabine Sütterlin-Waack:

„Kinder und Jugendliche brauchen unseren 
besonderen Schutz. Das gilt ganz besonders 
für diejenigen von ihnen, die Opfer von Ge­
walt und Straftaten geworden sind. Es ist 
wichtig, dass sie bei den Ermittlungsverfah­
ren gut betreut werden, dass berücksichtigt 
wird, wie es ihnen geht und welche Hilfe sie 
brauchen, dass eine Retraumatisierung im 
Verfahren vermieden wird. Ich bin überzeugt 
davon, dass wir alle gemeinsam mit dieser 
wichtigen Einrichtung hier in Zukunft noch 
besser und umfangreicher die betroffenen 
Kinder und Jugendlichen betreuen können".

Von Königin Silvia von Schweden, die sich für die 
Childhood-Idee schon seit vielen Jahren enga­
giert, kam eine persönliche Videobotschaft.

Eröffnung des Childhood-Hauses am 22.4.2022

Foto: Benjamin Nolte
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Durch die Ministerien der Justiz und des Inneren 
erfolgt eine Co-Finanzierung, eine weitere Finan­
zierung nimmt die World Childhood Foundation 
Deutschland vor. Die Foundation unter Leitung 
der Geschäftsführerin Dr. Astrid Helling-Bakki un­
terstützte den Aufbauprozess in Flensburg kon­
tinuierlich. Das Haus in Flensburg ist das achte 
Childhood-Haus in Deutschland und soll mög­
lichst eine Vorreiterstellung für weitere Häuser in 
Schleswig-Holstein einnehmen. Inzwischen wurde 
die Arbeit in dem Haus aufgenommen. Es finden 
dort polizeiliche und richterliche Vernehmungen 
sowie Beratungen statt. Die Rückmeldungen be­
tonen vor allem die ruhige und entspannte Atmo­
sphäre und die Professionalität der dort Tätigen. 
Auch die Zivilgesellschaft in der Region nimmt 
Anteil an dem Projekt und vermittelt großen Zu­
spruch.

Die Opferschutzbeauftragte ist Mitglied der Len­
kungsgruppe des Childhood-Hauses. Sie besuch­
te im Oktober 2021 das Childhood-Haus in der 
Charité in Berlin zu einem fachlichen Austausch.
Die Opferschutzbeauftragte nahm darüber hin­
aus an einer Podiumsdiskussion der World Child­
hood Foundation Deutschland in Hamburg teil. 
Das Thema lautete: „Allianz für einen starken Kin­
derschutz im Norden". Anlass waren die Eröffnun­
gen der Childhood-Häuser in Schwerin, Flens­
burg und Hamburg. Die Veranstaltung diente der 
Öffentlichkeitsarbeit und war auf die Gewinnung 
von Unterstützern und Unterstützerinnen ausge­
richtet.

Das Childhood-Haus Flensburg
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2. O EG-Austauschgespräche

Unter dem Vorsitz der Bürgerbeauftragten für so­
ziale Angelegenheiten des Landes Schleswig- 
Holstein finden seit zwei Jahren Austauschge­
spräche zu den Verfahrensabläufen bei Anträgen 
nach dem OEG statt. Auch einige Anfragen bei 
der Zentralen Anlaufstelle sowie Hinweise aus der 
Betroffenenlandschaft deuten auf zu lange und 
auch zu komplizierte Verfahrensabläufe hin. Ziel 
der Arbeitsgruppe ist es daher, die Abläufe be­
troffenengerecht zu gestalten und Möglichkeiten 
zu diskutieren, wie die Verfahren verkürzt werden 
können. Dazu soll ein verständlicher Flyer entwi­
ckelt werden.

4 https://www. 
bmfsfj.de/bmfsfj/ 
aktuelles/alle- 
meldunqen/pra. 
xisleitfaden-fuer- 
kindqerechte- 
justiz-veroeffent- 
licht-187024

3. Nationaler Rat gegen sexuelle Gewalt an 
Kindern und Jugendlichen

Zunächst wird auf die entsprechenden Ausfüh­
rungen im letzten Tätigkeitsbericht Bezug ge­
nommen.

Inzwischen konnte der „Praxisleitfaden zur An­
wendung kindgerechter Kriterien für das Strafver­
fahren", eine Empfehlung von kinderrechtsbasier­
ten Standards für den Umgang mit minderjähri­
gen Opferzeuginnen und Opferzeugen, abge­
schlossen werden. Am 11.11.2021 wurde der 
Leitfaden von der Opferschutzbeauftragten im 
Rahmen eines Dialogs der Justizministerkonfe­
renz in Berlin unter Vorsitz des nordrhein-westfäli­
schen Justizministers Peter Biesenbach vorge­
stellt4.

Die damalige Bundesjustizministerin Lambrecht 
sowie der damalige Missbrauchsbeauftragte 
(UBSKM) Rörig empfahlen eine große Verbrei­
tung des Leitfadens.

Vorstellung und Übergabe des Praxisleitfadens durch 
die Opferschutzbeauftragte des Landes Schleswig- 
Holstein im Rahmen der Justizministerkonferenz 
in Berlin mit Mitgliedern des Betroffenenrates des 
Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen 
Kindesmissbrauchs (UBSKM) der Bundesregierung, 
Herrn Rörig, Justizminister Biesenbach (Nordrhein- 
Westfalen), Justizministerin Hoffmann (Brandenburg), 
Justizminister Adams (Thüringen) und Mitarbeiterin­
nen des Familienministeriums

Foto: Michael Setzpfandt
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U. Stahlmann-Liebelt, Frau Prof. Kannegießer 
bei der Vorstellung

Foto: Michael Setzpfandt

.4. Forschungsprojekt „Referenzpersonen für 
schulisches Handeln im Kontext sexuellen 
Kindesmissbrauchs"

Bei der ersten Sitzung des Expertenbeirats zu 
dem o.g. Projekt, in dem die Opferschutzbe­
auftragte Mitglied ist, ging es insbesondere um 
die Entwicklung von Kommunikationscurricula 
zu Gesprächen mit mutmaßlich betroffenen Kin­
dern durch Lehrpersonen. Dazu wurde von Frau 
Prof. Simone Pülschen von der Europa-Universi­
tät Flensburg ein Gesprächstraining mit Virtuel­
ler Realität entwickelt - eine Übung mit „richtigen" 
Kindern verbietet sich. Lehrpersonen unterhalten 
sich mit einem fiktiven Kind, das zuvor mit einer 
Vielzahl von anonymisierten Aussagen aus „ech­
ten" Gesprächen im Zusammenhang mit sexua- 
lisierter Gewalt versorgt wurde. Durch erlernte 
Gesprächstechniken sollen die Lehrpersonen he­
rausfinden, ob und falls ja, was geschehen ist. Da­
bei werden sie dahingehend geschult, z. B. keine 
Suggestivfragen zu stellen und bei dem Gespräch 
Ruhe zu bewahren5.

5 NWGRPSKM- 
Zentrum für Bil- 
dungs-, Unterrichts-, 
Schul- und Soziali- 
sationsforschung- 
Europa-Universität 
Flensburg (EUF) 
(uni-flensburq.de)

5. Landeskinderschutzkommission, jetzt 
Fachforum Kinderschutz Schleswig- 
Holstein

a. Aufgaben in der Landeskinderschutz­
kommission

Die Opferschutzbeauftragte ist weiterhin Mit­
glied der Landeskinderschutzkommission und 
hat in dieser Eigenschaft am „3. Bericht zur Situ­
ation von Kindern und Jugendlichen bei Gefah­

ren für ihr körperliches, geistiges oder seelisches 
Wohl" mitgewirkt. U.a. wurden Situationsbeschrei­
bungen zu den Themen Kinderschutz im ländli­
chen Raum und Kinderschutz unter Pandemiebe- 
dingungen aufgenommen. Der Beitrag der Op­
ferschutzbeauftragten beschäftigte sich mit dem 
Konzept der Childhood-Häuser und allgemein 
mit kindgerechter Justiz.

In dem Zusammenhang leitete die Opferschutz­
beauftragte eine Arbeitsgruppe bei einer Fach­
tagung der FH Kiel und dem Sozialministerium 
zum Thema „Guter Kinderschutz in Schleswig- 
Holstein". Die Vorgaben der UN-Kinderrechts­
konvention, der Lanzarote-Konvention und der 
EU-Opferschutzrichtlinie wurden dargestellt und 
die wichtigsten Rechte erörtert: Beteiligung, Infor­
mation, Schutz und Sicherheit. Für pädagogische 
Fachkräfte wurden die Bedeutung und die Mög­
lichkeiten eines kindgerechten Vorgehens auch 
in Strafverfahren diskutiert. Es wurden Schnittstel­
len der beteiligten Professionen herausgearbeitet.

b. Weitere Projekte
Die Opferschutzbeauftragte nahm bzw. nimmt 
weiterhin regelmäßig teil an Sitzungen der Lan­
deskinderschutzkommission, der Landeskonfe­
renz Psychosoziale Notfallhilfe sowie der Arbeits­
gruppe 35 „Umsetzung der Istanbul-Konvention". 
Sie ist darüber hinaus ständiges Mitglied des Run­
den Tisches mit den Opferhilfeorganisationen.

2. TEIL 2Ó
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IV Vorträge und Fortbildungen

1. Weiterbildung für Psychosoziale Prozess­
begleitungen

Gemeinsam mit dem für Justiz zuständigen Mi­
nisterium konzipierte und moderierte die Opfer­
schutzbeauftragte am 21.10.2021 eine landeswei­
te Weiterbildung für psychosoziale Prozessbe­
gleiterinnen zum Thema „In Balance bleiben".
Die Beobachtungen und Berichte der Teilnehme­
rinnen mach(t)en deutlich, dass die Aufgabe der 
psychosozialen Prozessbegleitung mit erhebli­
chen Belastungen einhergehen kann. Die oft 
erstmalige Konfrontation z. B. mit zum Teil mas­
siven Missbrauchserlebnissen in der Hauptver­
handlung und die gleichzeitige Herstellung einer 
emotionalen Distanz stellt eine große Herausfor­
derung dar. Der Text zur Weiterbildung lautete 
wie folgt:

„Um bei dieser herausfordernden Tätigkeit 
in Balance zu bleiben ist es hilfreich, sich 
die Themen „Resilienz? Wie widerstandsfä­
hig bin ich?" „Energiebilanz & Kraft tanken? 
Wie tanke ich auf? Meine Energiebilanz? 
Was hat meine Energie mit Entspannung zu 
tun?" „Mentale Stärke" und „Luxusgut Zeit" 
in entspannter Atmosphäre gemeinsam an­
zuschauen und darüber zu diskutieren".

Unter Anleitung einer erfahrenen Coaching Ex­
pertin wurde der eintägige Workshop gestaltet 
und stieß auf sehr positive Resonanz.

Jana Bewersdorff,
Ulrike Stahlmann-Liebelt

Andrea Haarländer
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2. Fortbildung Psychotraumatologie

Unter der Leitung des Bundesministeriums für 
Justiz wurde für die Opferschutzbeauftragten 
und die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der 
Zentralen Anlaufstellen der drei Bundesländer 
Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Bremen 
eine Fortbildung zu den Themen :

- Grundlagen der Psychotraumatologie,
- Kommunikation und Gesprächsführung und
- Stressverarbeitung, Selbstfürsorge und Psy­

chohygiene

durchgeführt. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
ter der Zentralen Anlaufstellen und die Opfer­
schutzbeauftragten verfügen in der Regel nicht 
über eine spezielle Ausbildung zum Umgang mit 
möglicherweise traumatisierten Menschen. So­
wohl bei Einzelanfragen als auch im Rahmen von 
Großschadenslagen bzw. Terroranschlägen ist je­
doch ein traumasensibler Umgang mit Betroffe­
nen erforderlich. Der Workshop hatte diese Situ­
ationen zum Gegenstand und es wurden entspre­
chende Hinweise, u.a. auch zur Beachtung der ei­
genen Befindlichkeit, gegeben.

4. Teilnahme am Projekt "Challenges of 
conducting child-friendly court interviews - 
how trauma-informed can the judiciary be?"

Im 2. Tätigkeitsjahr setzte die Opferschutzbeauf­
tragte die Teilnahme am internationalen EU-Pro­
jekt des Christlichen Jugenddorfwerks (cjd) fort 
und hielt in diesem Rahmen einen Vortrag über 
die Möglichkeiten der Unterstützung kindlicher 
Opferzeugen und Opferzeuginnen nach deut­
schem Strafprozessrecht. Gegenstand dieser 
Fortbildungsreihe ist eine integrierte traumain­
formierte Versorgung von Kindern und Jugend­
lichen mit Gewalterfahrungen.

Als Konsequenz aus dieser Fortbildung soll mit 
Unterstützung der OSB und des cjd eine Fortbil­
dung für Polizei und Strafjustiz zum Thema „Trau­
ma" im Jahr 2023 angeboten werden.

3. Vortrag Opferschutz und Begutachtung

Im Rahmen des Fortbildungsprogramms der 
Deutschen Chirurgenstiftung (DCS) „Gutachten 
aktuell" hielt die Opferschutzbeauftragte einen 
Vortrag (digital) zu dem Thema „Opferschutz 
und Begutachtung im Strafverfahren - Reduzie­
rung der Belastung durch Information". Bei dem 
nachfolgenden Austausch mit den teilnehmen­
den Sachverständigen ging es um Möglichkei­
ten, die zum Teil belastenden aussagepsycholo­
gischen Begutachtungen insbesondere für Kinder 
und Jugendliche zu erleichtern, indem kindge­
rechte Informationen über diese Maßnahme ge­
geben sowie ein kindgerechtes Setting bei der 
Begutachtung beachtet werden.
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V Umsetzung der Opferrechte

1. Psychosoziale Prozessbegleitung:
Kooperation

Die Begleitung von Betroffenen zu Gerichtsver­
handlungen stellt eine wichtige Aufgabe im Zu­
sammenhang mit einer opfersensiblen Vorge­
hensweise im Strafverfahren dar. Sowohl der 
WEISSE RING (WR) und andere Opferschutzin­
stitutionen als auch die Psychosoziale Prozess­
begleitung (PsPB) nehmen diese Aufgabe wahr. 
Nach der gesetzlichen Festschreibung der PsPB 
im Jahr 2017 durch Einfügung des § 406g StPO 
sind einige schwere Delikte spezialisierten Pro­
zessbegleitungspersonen zugeschrieben worden, 
u.a. kindlichen und jugendlichen Betroffenen von 
sexualisierter Gewalt. Um insoweit eine reibungs­
lose Kooperation der verschiedenen Unterstüt­
zungseinrichtungen und eine klare Einordnung 
für Betroffene bezüglich der Gerichtsbegleitung 
zu gewährleisten, wurde durch die Opferschutz­
beauftragte eine Gesprächsrunde mit der Vorsit­
zenden des WEISSEN RINGs Schleswig-Holstein, 
weiteren Dienststellenleitern des WR sowie psy­
chosozialen Prozessbegleiterinnen initiiert. Ziel ist 
die Verständigung auf eine entsprechende Ver­
einbarung.

2. Psychosoziale Prozessbegleitung - 
Besuche Polizei

Wie bereits im letzten Tätigkeitsbericht angekün­
digt, wurde mit dem Besuch von Bezirkskriminal­
inspektionen in den vier Landgerichtsbezirken 
begonnen.

Ziel der Besuche sind zum einen die Vorstellung 
der Arbeit der Zentralen Anlaufstelle und der Op­
ferschutzbeauftragten sowie Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit, zum anderen aber auch die In­
formationsvermittlung über Opferrechte durch 
die Polizei an Betroffene gemeinsam zu betrach­
ten. Es. deutet sich an, dass es insbesondere zu 
dem opferunterstützenden Instrument der psy­
chosozialen Prozessbegleitung noch Informati­
onsbedürfnisse gibt und eine Steigerung der In­
anspruchnahmen möglich erscheint. Während in 
Fällen sexualisierter Gewalt über die Prozessbe­
gleitung sehr häufig informiert und sie genutzt 
wird, ist sie in anderen nach dem Gesetz mögli­
chen Fällen noch unterrepräsentiert. Auch Staats­
anwaltschaft und Gericht haben in diesen Fällen 
im weiteren Verfahren nicht oder nur selten auf die 
Möglichkeit der Begleitung hingewiesen bzw. eine 
Beiordnung bewirkt. Eine Betrachtung der Zahlen 
der Beiordnungen von PsPB in den Jahren 2019, 
2020 und 2021 lässt vermuten, dass die PsPB bei 
Polizei und auch Justiz (noch) nicht den Bekannt­
heitsgrad hat, wie er wünschenswert wäre. Ein Er­
klärungsansatz ist, dass die Themen Opferschutz 
und Opferrechte in der Aus- und Weiterbildung 
bei Polizei und Justiz noch nicht den Stellenwert 
haben, den sie aus Betroffenensicht und auch an­
gesichts der zunehmenden Bedeutung im Pro­
zessrecht verdienen. Insoweit sind bereits ge­
meinsame Überlegungen angestellt worden, den 
Verbreitungsgrad der PsPB zu steigern.

Daran anknüpfend sollte die Frage diskutiert wer­
den, ob es bezüglich der Beiordnungen der PsPB 
bei dem Antragserfordernis der Betroffenen blei­
ben muss oder ob die Antragsstellung nicht der 
Staatsanwaltschaft übertragen wird und eine Bei­
ordnung von Amts wegen erfolgen kann, wenn 
die Voraussetzungen vorliegen.

Die Besuche bei den BKIs werden fortgesetzt.
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VI Stellungnahmen und Anhörungen der 
Opferschutzbeauftragten zu Gesetzesvorhaben

04.08.2021

27.01.2022

Anhörung zum Entwurf des Gesetzes zur ambulanten Resozialisierung und 
zum Opferschutz in Schleswig-Holstein (ResOG SH) des Ministeriums für 
Justiz, Europa und Verbraucherschutz im innen- und Rechtsausschuss, Kiel 

Stellungnahme zum Entwurf des Opferunterstützungsgesetzes Schleswig- 
Holstein (OuG SH) des Ministeriums für Justiz, Europa und Verbraucher­
schutz im Innen- und Rechtsausschuss, Kiel
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VII Teilnahme an bundesweiten Zusammenkünften

Die Opferschutzbeauftragte nimmt weiterhin re­
gelmäßig an den Best-Practice-Treffen zum Opfer­
schutz des Bundesministeriums für Justiz sowie 
den vom Bundesopferbeauftragten organisier­
ten Fachgesprächen der Opferschutzbeauftrag­
ten der Länder teil. Hier werden durch Fachvor­
träge die Kenntnisse zu bestimmten Themen - wie 
z.B. Gestaltung von Gedenkveranstaltungen und 
Betreuung von Kindern bei Großschadenslagen - 
diskutiert und vertieft.
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Vili Beiträge/Veröffentlichungen

1. „Strafrechtliche Begriffe verständlich erklärt"

Ein Wörterbuch für die Praxis im Strafverfahren
von Anne Herrmann, Friesa Fastie und Iris Stahlke (Hrsg).
Verlag Barbara Büderich, Opladen, Berlin, Toronto 2022
ISBN: 978-3-8474-2606-6
In möglichst leichter Sprache soll der Leser/die Leserin auf 
der „Reise in das Land des Rechts" mitgenommen werden. 
Die Opferschutzbeauftragte ist Mitautorin.

2. „Umsetzung der Opferrechte in der Praxis - 
Sachstand und neue Ansätze"

Beitrag gemeinsam mit Dr. Stephanie Gropp in:
„Innovative Entwicklungen in den deutschen
Staatsanwaltschaften"
Aufgaben und Zukunft der Staatsanwaltschaften im 
gesellschaftlichen Wandel,
Edition Forschung und Entwicklung in der Strafrechtspflege 
Kirsten Graalmann-Scherer, Bremen, Jan Henrik Schady, Kiel, 
Ralf Peter Anders, Hamburg (Hrsg)
Springer Verlag 2021
ISBN 978-3-658-34218-0

3. „Das Ermittlungsgericht"

Beitrag in "Handbuch Psychosoziale Prozessbegleitung"
Andrea Behrmann, Klaus Riekenbrauk, Iris Stahlke, Gaby 
Temme (Hrsg).
Verlag Barbara Budrich, Opladen, Berlin, Toronto 2022 
ISBN 978-3-8474-2587-8

4. „Vom Kinde her gestalten"

Beitrag in der Zeitschrift Kinderschutz aktuell (KSA) des 
Kinderschutzbundes, Ausgabe 2.2022
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IX Auszeichnung

Am 1. Juni wurde in Kiel die Knatterton-Ehrenmüt­
ze des BDK Schleswig-Holstein für das Jahr 2022 
verliehen.6 Preisträgerin war die Opferschutzbe­
auftragte des Landes, die für ihr „vielfältiges und 
oft wegweisendes Engagement insbesondere für 
den Schutz von Opfern sexueller Gewalt" geehrt 
wurde.

Aus der Laudatio :

„Bereits seit Ende der 8oiger Jahre nahm Frau 
Stahlmann-Liebelt als Flensburger Staatsan­
wältin diese Problematik auf und erreichte 
mit Unterstützung von engagierten Krimi­
nalbeamtinnen und -beamten die landes­
weite Einrichtung von „kindgerechten Ver- 
nehmungszimmern" samt Videodokumenta­
tion. Statt in der „Amtsstube" zwischen Akten 
und klingelnden Telefonen erfolgt die Ver­
nehmung dort in einem kindgerechten Raum 
mit Spielzeug und die Videoaufnahmen ha­
ben zusätzlich einen enormen Beweiswert 
bei Gericht. Die in Flensburg schon sehr 
früh praktizierte Opferzeugen-Begleitung 
wurde bundesweit erst 2017 mit einer Ände­
rung der StPO zum rechtlichen Standard! Es 
lassen sich viele weitere Stichworte an fügen, 
die sich mit unserer Preisträgerin verbinden. 
[...] Nach ihrer Pensionierung vor 2 Jahren 
blieb Frau Stahlmann-Liebelt ihren Themen 
treu. In ihrer Erwiderung zur Preisverleihung 
stellte sie dar, welche weiteren Aufgaben sie 
als Opferschutzbeauftragte des Landes von 
uns im Sinne der Betroffenen erledigt wis­
sen möchte. Dabei steht im Mittelpunkt, die 
Rechte der Opfer, ohne die üblichen Unwäg­
barkeiten der erforderlichen staatlichen Bü­
rokratie bestmöglich wahrzunehmen. Rech­
te erläutern, wenn das Opfer dafür aufnah­
mebereit ist und nicht obendrauf im Taumel 
der Geschehnisse. Schutzräume für betrof­
fen Kinder schaffen und nutzen. Gut so. [...] 
Zwei aktuelle Projekte unserer Preisträgerin 
seien hier noch genannt:

- Childhood-Haus Flensburg
- Zentrale Ansprechstelle für Opfer von Straf­

taten und deren Angehörige des Landes 
Schleswig-Holstein

6 https://www. bdk. 
de/der-bdk/was-wir- 
tun/aktuelles/2022- 
endlich-wieder- 
knatterton

Wir laden alle herzlich ein, sich über diese 
Projekte zu informieren und diese ob dienst­
lich oder privat nach Kräften zu unterstützen. 
Wir finden: eine tolle Frau.

Der Landesvorstand"
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Leiter der Polizeidirektion Neumünster 
Dirk Czarnetzki, Ulrike Stahlmann-Liebelt 
bei Übergabe von Urkunde und Mütze

Fotos: Peter Woite
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X Fazit und Ausblick

Die Tätigkeit der Opferschutzbeauftragten, die 
Aufgaben der Zentralen Anlaufstelle und der 
Stabsstelle Opferschutz in dem für Justiz zustän­
digen Ministerium bedeuten eine Konzentration 
von aktuellen Informationen zum Opferschutz an 
einer Stelle. Hier fließen alle opferbezogenen In­
halte zusammen und können an Interessierte und 
vor allem Ratsuchende weitergeleitet werden. 
Auch Wünsche und Forderungen nach Verbes­
serungen werden hier gesammelt und diskutiert. 
Insoweit ist erneut die gute und konstruktive Zu­
sammenarbeit mit den Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeitern hervorzuheben.

Im 2. Amtsjahr der Opferschutzbeauftragten und 
der Zentralen Anlaufstelle standen die Vertie­
fung der Netzwerkarbeit sowie die Erarbeitung 
von Problemfeldern im Bereich des Opferschut­
zes im Vordergrund. Die Arbeit war zum Teil noch 
geprägt von pandemiebedingten Einschränkun­
gen. Herauskristallisiert haben sich Themen wie 
die noch verbesserungsfähige umfassende Ver­
mittlung von Opferrechten an Betroffene, die Si­
tuation bei Zuwiderhandlungen gegen richterli­
che Anordnungen nach dem Gewaltschutzgesetz 
bei häuslicher Gewalt und die Förderung einer 
kindgerechten Justiz.

Diese Themen werden u.a. im Rahmen des in Aus­
sicht genommenen Opferschutztages eine Rolle 
spielen.

Die Zentrale Anlaufstelle und die Opferschutz­
beauftragte müssen außerdem besser im Land 
bekannt gemacht werden. Dazu werden u.a. die 
Besuche der Bezirkskriminalinspektionen fortge­
setzt.

Zukünftig wird darüber nachzudenken sein, inwie­
weit das Thema Opferschutz in der Aus- und Wei­
terbildung bei Polizei und Justiz besser verankert 
werden kann. Insbesondere die psychosoziale 
Prozessbegleitung muss bei den Verfahrensbetei­
ligten präsenter sein und z. B. auch bei häuslicher 

Gewalt regelmäßig mitgedacht werden. Denn in 
Schleswig-Holstein wird - anders als in anderen 
Bundesländern - bei den entsprechenden Strafta­
ten der häuslichen Gewalt die psychosoziale Pro­
zessbegleitung auf freiwilliger Basis durch das für 
Justiz zuständige Ministerium finanziert.

Aber auch das Thema „Trauma" ist in diesem The­
menkomplex von besonderer Bedeutung, sowohl 
für Menschen, die zeitnah nach schweren Strafta­
ten mit mutmaßlich traumatisierten Betroffenen 
zu tun haben, als auch für die Personen, die zu 
späteren Zeitpunkten diese Betroffenen verneh­
men.

Gemeinsam mit der Antisemitismusbeauftragten 
des Generalstaatsanwaltes Schleswig-Holstein 
sind von der Opferschutzbeauftragten schließ­
lich Besuche jüdischer Gemeinden in Schleswig- 
Holstein geplant. Ziel ist die Sammlung von In­
formationen und Erfahrungen bezüglich des 
Umgangs mit Betroffenen nach antisemitischen 
Übergriffen.
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XI Kurzübersicht über die Tätigkeiten der Opfer­
schutzbeauftragten Juli 2021 bis Juni 2022:

Juli 2021

01.07.2021 • Teilnahme an der Eröffnung des Childhood-Hauses in Ortenau, digital

02.07.2021 • Teilnahme beim Besuch der Oberbürgermeisterin der Stadt Flensburg im Childhood-Haus 
Flensburg, Flensburg

05.07.2021 • Besprechung bezüglich der Fortbildung: „Psychosoziale Prozessbegleitung-Vermeidung von 
Burnout" mit einer Vertreterin der psychosozialen Prozessbegleiterinnen und Prozessbegleiter 
und dem Referat II 24 des Ministeriums für Justiz, Europa und Verbraucherschutz, digital

06.07.2021 • Besprechung zum Thema: „Rechtliche Grundlage für die Datenverarbeitung" im Ministerium 
für Justiz, Europa und Verbraucherschutz, Kiel

08.07.2021 • Besprechung mit einer Vertreterin des Ministeriums für Justiz, Europa und Verbraucherschutz, 
bezüglich der Informationsveranstaltung Childhood-Haus am 25.08.2021, Kiel

08.07.2021 • Treffen mit der Fortbildungsreferentin des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts zur 
Planung weiterer Fortbildungen zum Thema: „Opferschutz", Schleswig

09.07.2021 • Besprechung mit pro familia und einer Mitarbeiterin des Referats II 51 des Ministeriums für 
Justiz, Europa und Verbraucherschutz bezüglich der Informationsveranstaltung Childhood- 
Haus Flensburg am 25.08.2021, digital

12.07.2021

28.07.2021

• Telefonische Besprechung mit einer Mitarbeiterin der World Childhood Foundation

• Teilnahme an der 5. Sitzung der Steuerungsgruppe der Landeskinderschutzkommission 
Schleswig-Holstein, digital

29.07.2021 • Besprechung mit einer Vertreterin des Ministeriums für Justiz, Europa und Verbraucherschutz, 
bezüglich der Informationsveranstaltung Childhood-Haus Flensburg am 25.08.2021, Kiel

Aug. 2021
05.08.2021 • Besprechung mit der Zentralen Anlaufstelle für Opfer von Straftaten und deren Angehörige 

des Ministeriums für Justiz, Europa und Verbraucherschutz, Kiel

04.08.2021 • Teilnahme an der Fachtagung der Fachhochschule Kiel und dem Ministerium für Soziales, 
Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren des Landes Schleswig-Holstein zum Thema: „Gu­
ter Kinderschutz in Schleswig-Holstein", Leitung der Arbeitsgruppe 5 „Kindgerechte Justiz", 
Kiel, digital

09.08.2021

09.08.2021

• Teilnahme am Besuch des Justizministers im Childhood-Haus Flensburg, Flensburg

• Teilnahme am Besuch einer Mitarbeiterin und einem Mitarbeiter der Rechtsmedizin aus dem 
Universitätsklinikum Lübeck im Childhood-Haus Flensburg zwecks Erörterung zur Ausstat­
tung des Untersuchungszimmers, Flensburg

10.08.2021 • Vorbereitungstreffen mit dem Vizepräsidenten des Landgerichts Flensburg und einer Mit­
arbeiterin der Staatsanwaltschaft Flensburg sowie dem Chefarzt der Kinderklinik Flensburg 
und Träger pro familia bezüglich der Informationsveranstaltung Childhood-Haus Flensburg 
am 25.08.2021, Flensburg

19.08.2021 • Teilnahme am Besuch des Staatssekretärs des Ministeriums für Justiz, Europa und Verbrau­
cherschutz im Childhood-Haus Flensburg, Flensburg

21.08.2021 • Bearbeitung Anfrage der Humboldt-Universitätzu Berlin zum Thema: „Die Staatsanwaltschaft 
als Opferanwalt?"

25.08.2021 • Begrüßung und Teilnahme an der Informationsveranstaltung zum Childhood-Haus Flens­
burg, Flensburg

24.08.2021 • Telefonat mit einer Referentin aus dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales Berlin 
zum Thema: „Fertigstellung Praxisleitfaden Nationaler Rat"

2. TEIL 36



24.08.2021 • Teilnahme an der Arbeitsgruppe der Bürgerbeauftragten für soziale Angelegenheiten des 
Landes Schleswig-Holstein zum Thema: „OEG-Austauschgespräch", Kiel

26.08.2021 • Weiterbildung „Psychosoziale Prozessbegleitung" Tagung „Selbstfürsorge" digital

Sept. 2021
02.09.2021 • Teilnahme an der Fokusrunde Opferschutzbeauftragte im Rahmen des EU Projekts „SeRV - 

Services and Rights for Victims of Crime" digital

06.09.2021 • Teilnahme an der Strategiesitzung Childhood-Haus Flensburg mit einer Vertreterin von pro 
familia sowie mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Arbeitsgruppen „Justiz", Polizei, 
„Beratung" und „Medizin", Flensburg

08.09.2021 • Besprechung mit der Zentralen Anlaufstelle für Opfer von Straftaten und deren Angehörige 
des Ministeriums für Justiz, Europa und Verbraucherschutz, Kiel

13.09.2021 • Teilnahme am Vorstandstreffen pro familia zum Childhood Projekt, digital

14.09.2021 • Teilnahme am Workshop des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz zum 
Thema: „Grundlagen der Psychotraumatologie, Kommunikation und Gesprächsführung und 
Stressverarbeitung, Selbstfürsorge und Psychohygiene", digital

15.09.2021 • Besprechung mit der Zentralen Anlaufstelle für Opfer von Straftaten und deren Angehörige 
des Ministeriums für Justiz, Europa und Verbraucherschutz, Flensburg

20.09.2021 • Weiterbildung „Psychosoziale Prozessbegleitung" Tagung zum Thema: „Selbstfürsorge", digital

23.09.2021 • Teilnahme am „Runden Tisch mit den Opferhilfeorganisationen" des Ministeriums für Justiz, 
Europa und Verbraucherschutz, Kiel

23.09.2021 • Telefonat mit dem Beauftragten für jüdisches Leben und gegen Antisemitismus zwecks Ter­
minabstimmung für einen gemeinsamen Austausch

24.09.2021

28.09.2021

• Konferenz des Nationalen Rates zum Thema: „Finalisierung Praxisleitfaden", digital

• Interview mit einem Journalisten des „Flensburg Journal" u.a. zur Arbeit der Opferschutzbe­
auftragten, Flensburg

29.09.2021

Okt. 2021

• Treffen mit dem Leiter der Traumambulanz des Zentrums für Integrative Psychiatrie (ZIP), Kiel

07.10.2021 • Teilnahme an der Fachtagung „Opferschutz und rechte Gewalt" des Bundesministeriums der 
Justiz und für Verbraucherschutz, Berlin

08.10.2021 • Besuch des Childhood-Hauses in der Charité, Berlin

20.10.2021 • Telefonbesprechung mit der Geschäftsführerin der World Childhood Foundation

21.10.2021 • Tagungsleitung beim Seminar für die Psychosoziale Prozessbegleitung zum Thema: „In Ba­
lance bleiben", Sankelmark

22.10.2021 • Beantwortung einer Anfrage des Deutschen Kinderhilfswerks zum Thema: „Gute-Praxis-Samm- 
lung kindgerechte Justiz"

27.10.2021 • Teilnahme an der Sitzung der Landeskinderschutzkommission, digital

Nov. 2021

03.11.2021 • Vortrag Kulturgesellschaft Flensburg zum Thema „Opferschutz als Lebensthema", Flensburg

03.11.2021 • Teilnahme an einer Strategiesitzung Childhood-Haus Flensburg mit Vertreterinnen und Vertre­
tern des Ministeriums für Justiz, Europa und Verbraucherschutz, des Landesgerichts und Amts­
gerichts Flensburg, der Staatsanwaltschaft Flensburg, der Bezirkskriminalinspektion Flensburg, 
der pro familia und der Beratungsstelle „Löwenherz" im Landgericht Flensburg, Flensburg

04.11.2021 • Besprechung mit der Zentralen Anlaufstelle für Opfer von Straftaten und deren Angehörige 
des Ministeriums für Justiz, Europa und Verbraucherschutz, Kiel

04.11.2021 • Teilnahme am Landestreffen mit den Koordinatorinnen des Kooperations- und Interventions­
konzepts gegen häusliche Gewalt (KIK) zum Thema: „Darstellung der Aufgaben der Opfer­
schutzbeauftragten" Kiel

06.11.2021 • Vortrag bei der Mitgliederversammlung des Vereins „Recht Würde Helfen" zum Thema „Kind­
gerechte Justiz am Beispiel Childhood-Haus", digital
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